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Global Player entscheidet über Mittagessen
Umfrage an allen Bildungseinrichtungen Frankfurts

1.) Die derzeitige Mangelsituation
öffentlicher Haushalte auf allen Ebe-
nen wird von Politik und Medien
überwiegend so dargestellt, als sei
„der Staat“ auf allen Ebenen schlicht
„pleite“. Die (steuer- und wirt-
schaftspolitisch im übrigen selbst
verschuldete) Mangelsituation öf-
fentlicher Haushalte wird vor allem
von marktradikalen Kräften einer-
seits zu einem Generalangriff auf
staatliche Ausgabenpolitik im Allge-
meinen und auf den sozialpolitischen
Auftrag des Staates im Besonderen

genutzt. Andererseits suchen diesel-
ben Kräfte nach Mitteln und Wegen,
um unmittelbaren Zugriff auf die
zweifellos knapper gewordenen,
aber trotzdem immer noch erhebli-
chen staatlichen/öffentlichen Finanz-
mittel zu erlangen.

2.) Bei der derzeitigen Kampagne
um PPP handelt es sich um ein groß
angelegtes Komplott der deutschen
und europäischen Bau- und Immo-
bilienindustrie sowie großer Ban-
ken und Kapitalgesellschaften. Die
besonders fokussierten Bereiche sind
derzeit der Straßenbau, die Instand-
setzung von Kanalisationen, der Bau
und die Bewirtschaftung von Schul-
und Verwaltungsgebäuden, Denk-
bar sind für die Zukunft aber auch
Kindergärten, Sportanlagen usw..
Koordiniert wird die Kampagne von
Stabsstellen im Bundeswirtschafts-
ministerium und in verschiedenen
Landeswirtschaftsministerien, flan-
kiert von einschlägig bekannten Un-
ternehmens-  und Steuerberatungs-
firmen, bekannten Wirtschaftsprü-
fungsunternehmen und Anwalts-
kanzleien sowie diversen (mehr
oder weniger) wissenschaftlichen
bzw. akademischen Koryphäen aus
Unternehmen und Hochschulen.

3.) In der Diskussion um PPP wird
von interessierter Seite die Behaup-
tung in den Vordergrund gerückt,
es würden erhebliche Einsparun-
gen für die öffentlichen Haushalte
erzielt (15 bis 20%). In Wirklich-
keit ist PPP ein gezieltes Programm
zur Plünderung der öffentlichen
Haushalte.

4.) PPP wird als Mittel und Mög-
lichkeit verkauft, einen sog. In-
vestitionsstau der öffentlichen
Hand bei der Errichtung und Be-
wirtschaftung öffentlicher Ge-
bäude oder Einrichtungen zu be-
seitigen. In Wirklichkeit handelt
es sich um ein Vorkreditierungs-
system, welches insbesondere den
großen Banken und Kapitalge-
sellschaften mittelfristig große
Gewinne in die Kassen spülen
soll und langfristig die Situation
öffentlicher Haushalte erheblich
verschlimmern wird.

5.) PPP-Verträge führen im kom-
munalpolitischen Bereich zu einer
langfristigen Bindung kommunaler
Haushaltsmittel. Der kommunale
Gestaltungsspielraum verkleinert
sich in dem Maße, in welchem sich
Kommunen und Gebietskörper-
schaften auf solche Verträge einlas-
sen. Kommunale Selbstverwaltung
(als demokratische, politische Er-
rungenschaft) findet nicht  mehr
(bzw. zunehmend weniger) statt.

6.) Die PPP-Befürworter aus Poli-
tik und Wirtschaft behaupten, dass
PPP insbesondere kleinen und mit-
telständischen Firmen des Bau-
und Handwerksbereichs nützt.
Insbesondere sei hier von Bedeu-
tung, dass dem ineffizienten und
trägen Öffentlichen Dienst die Zu-
ständigkeit für die Auftragserledi-
gung genommen werde. Es wird
hierbei verschwiegen, dass bisher
bereits über 90% der öffentlichen
Bau- oder Bewirtschaftungstätig-
keit über entsprechende Vergabe-

verfahren durch private Firmen er-
ledigt werden. Tatsächlich führen
PPP-Projekte zu einer Verstärkung
der Marktmacht einiger weniger
Großunternehmen. Kleine und mit-
telständische Firmen verfügen in
der Regel weder über die entspre-
chende Eigenkapitaldecke noch
über eine ausreichende Kreditwür-
digkeit bei den Banken, um selbst
als PPP-Unternehmen in den Markt
zu gehen.

7.) Die größere Marktmacht der
großen bauindustriellen Unter-
nehmen führt zu einem erhebli-
chen  wirtschaftlichen Druck für
die kleinen und mittelständischen
Firmen. Erste Erfahrungen zei-
gen: Die Auftragsbedingungen
von PPP-Betreibern zwingen klei-
nere Unternehmen zu Tarifflucht
und Lohndumping, zur Nichtein-
haltung von Gesundheits- und Si-
cherheitsbestimmungen, zu Qua-
litätsminderungen bei der Auf-
tragserledigung usw. und werden
mittelfristig zu einem Rückzug
vieler Firmen aus diesem Bereich
führen (die Anzahl der Insolven-
zen wird als Trend gerade in der
Baubranche verstärkt).

8.) Die mittelfristig höhere Belas-
tung der öffentlichen Haushalte
führt in der Konsequenz zu einem
Zwang, die für PPP-Projekte ab-
fließenden Mittel entweder durch
Kreditaufnahmen oder durch radi-
kale Einsparmaßnahmen in ande-
ren Bereichen zu kompensieren.
Bereits im Rahmen der PPP-Projek-
te werden eine Vielzahl Mitarbei-

Die kommunale Selbstverwaltung löst sich mangels
 verfügbarer Mittel auf
Thesen zu Public Private Partnership (PPP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen,
liebe Schulleiterinnen und
Schulleiter, liebe Eltern,
liebe Schülervertreterinnen und
-vertreter,

wie Sie möglicherweise der
Presse entnommen haben, gab es
während des letzten Jahres Ausei-
nandersetzungen von Eltern an den
städtischen Kindertagesstätten mit
der Stadt Frankfurt wegen des Es-
sens, das an die Kinder ausgegeben
wurde.

Der Hintergrund: Im Zusam-
menhang mit der Privatisierung
der städtischen Küchenbetriebe hat
die Stadt Frankfurt einen 10-Jah-
res-Vertrag mit dem Groß-Caterer
Sodexho geschlossen, der alle Ki-
tas beliefern soll. Das Essen war
von verschiedener Seite als zu we-
nig, zu wenig gehaltvoll und
schlecht kritisiert worden. Auch
entwickelten manche Kinder plötz-
lich Allergien, was die Eltern be-
fürchten ließ, dass diese auf Zu-
satzstoffe in dem Essen zurückzu-
führen seien.

Als Folge der Proteste wurden
einerseits Verbesserungen durchge-
führt, die dem Widerstand die Spit-
ze nahmen, so dass zur Zeit vorder-
gründig Ruhe herrscht. Anderer-

seits wurden zwischen-
zeitlich Kritiker mit der
Androhung von An-
zeigen eingeschüch-
tert, der Hessische
Rundfunk hat inzwi-
schen ein Verfahren
vor Gericht gewon-
nen. Einigen wenigen
Kitas wurde zugestan-
den, zu einem anderen
Caterer zu wechseln.
Dies bedeutet nicht,
dass die Eltern mit der
Situation zufrieden
wären.

Die Kritik bezieht
sich neben den oben aufgeführten
Gesichtspunkten auch darauf, dass
das Sodexho-Essen täglich 300 km
weit angeliefert wird, demzufolge
schon lange vorher gekocht wird
und, da es nicht tiefgefroren wird,
konserviert werden muss.

Die Stadt Frankfurt wirbt
selbst in Broschüren für gesundes
Essen, eine grüne Dezernentin
müsste eigentlich für die Vermei-
dung von unnötigem Straßenver-
kehr eintreten.

Keinesfalls ist Sodexho der
preisgünstigste Anbieter. Z.B.
gibt es einen BIO-Caterer, der das
Essen in Frankfurt kochen würde
und 15 Cent preisgünstiger wäre.
Sodexho selbst liefert in anderen
Städten Essen um 1,10 Euro bil-
liger.

Dies alles sind Ungereimthei-
ten, die die Stadt Frankfurt gegen-
über den Eltern nicht aufklären
konnte oder wollte. Die Empörung
der Eltern richtet sich deshalb vor

Schmeckst’s euch, Kinder?

Stadtkämmerer Horst Hemzal

allem auch gegen das intransparen-
te Verfahren, das im Zusammen-
hang mit der Privatisierung dieser
einstmals in den städtischen Kü-
chenbetrieben erbrachten Dienst-
leistung steht.  Denn die Stadt
Frankfurt bleibt die Antwort auf
die Frage, warum der Abschluss
des Catering-Vertrags mit einem
anderen Unternehmen oder auch
mit mehreren anderen Vertrags-
partnern überhaupt nicht verhan-
delbar war, schuldig.

Wir wenden uns jetzt an Sie/
Euch, weil wir glauben, dass das
Thema „Mittagessen für Kinder
und Jugendliche“ im Zuge des
Ausbaus von Ganztagsschulen
oder Schulen mit Ganztagsange-
bot bzw. pädagogischer Mittags-
betreuung, aber auch im Zusam-
menhang mit dem 8jährigen
Gymnasium an Brisanz gewinnen
wird.

Wir möchten zunächst ein-
mal einen Überblick darüber ge-
winnen, wie das Mittagessen in
den Schulen (sofern es angeboten
wird) derzeit organisiert ist (...
ein Fragebogen zu diesem Zweck

wird mit dem Schulversand den
betroffenen Schulen zugesandt –
die Redaktion).

Wir bitten Sie, möglichst bald
eine Rückmeldung an das Büro des
GEW Bezirksverbands Frankfurt,
Bleichstr. 38a, in 60313 FFM zu
schicken.

Darüber hinaus möchten wir
in der Stadt Frankfurt eine Diskus-
sion darüber initiieren, dass Kinder
und Jugendliche ein Recht auf
frisch gekochtes, biologisch wert-
volles Essen haben und dass Eltern,
die dieses Essen bezahlen, ein Mit-
spracherecht haben müssen, wer es
liefert. Auch Kinder und Jugendli-
che sollten bei dem, was auf ihren
Tisch kommt, mitreden können.

Wir fordern, dass die Stadt
Frankfurt Personen einstellt, die
die Schulen kompetent beraten,
welches Essen, welcher Lieferer,
welche Organisationsform für sie
die geeignete ist.

Bitte geben Sie uns Nachricht,
ob an Ihrer Schule ein Interesse
besteht, in diesen Prozess mit ein-
zusteigen.

Mit freundlichen Grüßen
Marianne Friemelt, GEW

ter/innen aus dem öffentlichen
Dienst in die private Wirtschaft
verschoben. Die infolge der PPP-
Projekte notwendigen Einspar-
maßnahmen werden zu einem wei-
teren Arbeitsplatzabbau im öffent-
lichen Dienst führen.

9.) Die Verschiebung einer erheb-
lichen Anzahl von Mitarbeiter/
innen aus dem öffentlichen Dienst
in private PPP-Projektgesellschaf-
ten bringt für die betroffenen Ar-
beitnehmer/innen teilweise schwer
einschätzbare Risiken mit sich. Die
tarif- und arbeitsrechtlichen Stan-
dards des Öffentlichen Dienstes
werden zur Disposition gestellt. Er-
worbene Besitzstände stehen infra-
ge. Es besteht das Risiko eines Ar-
beitsplatzverlustes durch Insolvenz
der privatrechtlichen PPP-Projekt-
gesellschaften.

Fazit:

PPP-Projekte nützen in erster Linie
Banken, Kapitalgesellschaften und
den Großunternehmen der Bauin-
dustrie sowie ihren Handlangern
in Wirtschafts- und Unternehmens-
beratungsfirmen. PPP-Projekte be-
schleunigen den Monopolisie-
rungsprozess in der Bau- und Im-
mobilienbranche. Die mittel- und
langfristigen Folgen für die öffent-
lichen Haushalte könnten kata-
strophal sein: Die kommunale
Selbstverwaltung löst sich mangels
verfügbarer Mittel auf.

Für die betroffenen Beschäftig-
ten entstehen zahlreiche existenzi-
elle Unsicherheiten und Risiken.

Ver.di Fachbereich Gemeinden
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Bethmannschule
im Bildungs-
zentrum Ostend

gen so gut wie keine Fluchtchance
haben?

5. Ist es zutreffend, dass bei
Anschlagen der Rauchmelder Feu-
erschutzwände abgesenkt werden,
die den Zugang zu den rechts und
links anliegenden Gebäudeteilen
versperren?

6. Stimmt es, dass in den sich
überschneidenden Spitzenzeiten,
wenn die zu unterrichtenden Per-
sonen der VHS, des Abendgymna-
siums und der Bankakademie hin-
zugerechnet werden, bis zu 1500
Schutzsuchende in dem Gebäude
sein können?

7. Warum wurden bei der Ent-
wicklung des Gebäudeprojekts
und später bei der Bauabnahme die
Schulleitungen nicht einbezogen?

8. Wurde die Stellungnahme
der Branddirektion auf der Grund-
lage eindeutiger Vorgaben ausrei-

chend bei der Bauprojektion und
bei der Abnahme berücksichtigt?

9. Warum verfügt die Beth-
mannschule über keinen Hausver-
walter – zumal auch Fremdnutzer
sich im Hause aufhalten und nachts
keine Kontrolle der Beleuchtung
und der Wasserhähne stattfindet?

10. Warum wurden keine Was-
serstopphähne und Strombewe-
gungsmelder eingebaut? Teilt der
Magistrat unsere Einschätzung,
dass dies eine unnötige Energiever-
schwendung darstellt, die mit dem
ökologischen Image, das der Ma-
gistrat der Stadt in der öffentlichen
Darstellung gibt, nicht zu vereinba-
ren ist?

11. Warum sind nach drei Mo-
naten Betriebszeit die Pausenklin-
geln, Schließanlagen und Schuluh-
ren noch immer defekt?

12. Warum sind die Aufzüge
nur teilweise nutzbar?

13. Warum ist die Cafeteria
noch immer nicht in Betrieb?

14. Ist es zutreffend, dass die
Gebäudemanager laut Vertrag nur
für die „Außenhaut“ des Gebäu-
des, nicht jedoch für das „Innere“
zuständig sind?

15. Wie sollen diese Mängel
und von wem behoben  werden?

16. Warum wurden die für er-
wachsene Schülerinnen und Schü-
ler vorgegebenen Klassengrößen

Bildungszentrum Ostend
Gefahrenbereiche, Baumängel, Erschwernis einer ordnungsgemäßen Unterrichtserteilung

Den Frankfurter Stadtverordneten
zur Veranlassung

Anlässlich der „Einweihung Bil-
dungszentrum Ostend“ am heuti-
gen 20.9.2005 erneuert die GEW
ihren Appell an die Frankfurter
Stadtverordneten:

Lassen Sie sich die Fakten zu
diesem 100-Millionen-Vertrag für
Planung, Bau und Betrieb vorlegen.

Fordern Sie mit uns die Offen-
legung der wesentlichen Vertrags-
bestandteile und der Voraussetzun-
gen, unter denen dieses „Public-
Private-Partnership“-Unterneh-
men zustande gekommen ist.

Nur so lässt sich sagen, wer von
diesem Projekt wirklich profitiert.
Auch für das Bildungszentrum
Ostend muss eine Vergleichsstudie
vorgelegt werden, wie sie in dem
Beschluss der Stadtverordnetenver-
sammlung vom 27.1.2005 für das
beabsichtigte neue PPP-Projekt
Schulen gefordert wird.

Demokratie und Transparenz
stehen auf dem Spiel, wenn Verträ-
ge auf 20 Jahre und in dieser Grö-
ßenordnung vor den Parlamentari-
erInnen und den betroffenen Bil-
dungseinrichtungen geheim gehal-
ten werden.

Klären Sie, unter welchen Bedin-
gungen dieser Bau erstellt wurde
und was den Bauarbeitern gezahlt
wurde, die häufig in ihren Fahrzeu-
gen an der Baustelle übernachteten.
Klären Sie, wie die Lastenvertei-
lung zwischen dem vermietenden
Unternehmen und der Stadt genau
geregelt ist.

Klären Sie, welche laufenden
Betriebskosten zu den Mietkosten
addiert werden müssen.

Klären Sie, weshalb die Projekt-
steuerung dieses PPP-Projekts der
Firma Drees und Sommer übertra-
gen wurde, obwohl bekannt war,
dass diese Firma über kein Schulbau-
ten-Knowhow verfügte, was sich an-
gesichts der langen Liste an nach-

GEW: Die Öffentlichkeit hat ein Recht auf
vollständige Aufklärung!

Bildungszentrum Ostend

Das 4. WISO-Info des DGB Hessen in
diesem Jahr ist vollkommen überarbei-
tet: Es ist wesentlich umfangreicher
und erscheint in neuem Layout. Her-
ausgeber ist der neu gegründete Ar-
beitskreis Wirtschafts- und Strukturpo-
litik des DGB Hessen.

Das WISO-Info enthält jetzt nicht
mehr nur ein bis zwei, sondern deut-
lich mehr Beiträge und ist in verschie-
dene Kategorien unterteilt. Neu ist
auch, dass wir Gastbeiträge einwer-
ben bzw. ein Interview führen. Die
aktuelle Ausgabe beinhaltet einen
Gastkommentar von Georg Fülberth
(regelmäßiger Autor in der Frankfurter
Rundschau, im Freitag und in konkret)
und ein Interview mit Achim Truger

(Institut für Makroökonomie und Kon-
junkturforschung in der Hans-Böckler-
Stiftung). Die anderen Beiträge stam-
men von Mitgliedern des Arbeitskrei-
ses. Das WISO-Info soll vier Mal im
Jahr erscheinen – das heißt, das
WISO-Info Nr. 1-2006 im Januar 2006.
Über Anregungen, Kommentare und
natürlich auch Kritik würden wir uns
freuen. Das WISO-Info kann - und das
ist selbstverständlich unser Wunsch -
weiter verschickt werden. Mail-Inter-
essenten bitte melden!

Dr. Kai Eicker-Wolf
Abteilung Wirtschafts- und

Strukturpolitik beim
DGB Hessen-Thüringen

Wirtschafts- und Sozialpolitik
– neues INFO

träglichen strukturellen Baumängeln
leider nachhaltig bestätigt hat.

Zum Hintergrund: Der Grün-
der und  Aufsichtsratsvorsitzende
der Firma Drees und Sommer hat
das Institut für Baubetriebslehre an
der Universität Stuttgart mitbegrün-
det, das jetzt von Professor Berner
geleitet wird, der gleichzeitig Ge-
schäftsführer der Baufirma Müller-
Altvatter GmbH und Co KG ist.

Die Kritikpunkte der Schulleitungen
von Bethmann, AG I und II sind
lang, die VHS hat akuten Raum-
mangel und muss weiter Räume
abgeben.

Die Linkspartei hat bereits meh-
rere Anfragen gestartet; die GEW ein
Hearing im Römer veranstaltet.
Bisher vergeblich.

Die Öffentlichkeit hat ein Recht
auf vollständige Aufklärung!

Presseerklärung des
GEW Bezirksverbands Frankfurt

20.9.2005

Verträge offen
legen!

für hessische Schulen nicht
eingehalten, so dass die Grö-
ße und Ausstattung der Mehr-
zahl der Unterrichtsräume zu
klein ist?

17. Warum erfolgt die
Buchung von Unterrichtsräu-
men durch Schulfremde ohne
klare Regelungen? Warum
gibt es kein an den eigentli-
chen Raumnutzungs-Prioritä-
ten orientiertes Verfahren?

18. Warum hat die Stadt
Frankfurt die Entscheidungen
über die Nutzung und Gestal-
tung eines Schulbetriebes zu-
mindest teilweise der privaten
Trägerschaft des Schulgebäu-
des und dessen zusätzlicher
Nutznießerschaft überlassen?

19. Ist es zutreffend, dass
die Unfallkasse Hessen fol-
gende Beanstandungen schrift-
lich vorgetragen hat:
— Bodenauslässe für Strom-
und Datenkabel und am Bo-
den liegende Verlängerungs-

leitungen bilden eine erhebliche
Unfallgefahr (Sturzunfälle).
— Projektionswände sind nur
zum Teil einsehbar und Tafelbe-
leuchtungen unzulänglich.
— Die Doppelbodenabdeckun-
gen vor und hinter Türen stellen
Stolperstellen dar.

20. Warum wurde die Unfall-
kasse Hessen ebenfalls nicht an der
Neubaumaßnahme und deren Ab-
nahme beteiligt?

21. Welche unplanmäßigen
Kosten kommen auf die Stadt zu
durch die jetzt schon absehbare
Neustreichnung der schuluntaug-
lichen, schmutzempfindlichen Wän-
de und durch Abnutzungen der ge-
samten Einrichtung durch extensive,
kaum kontrollierte Fremdnutzung?

22. Wurden diese Folgekosten
im PPP-Vertrag geregelt?

23. An wen gehen die Einnah-
men für die Raumvergabe an
Fremdnutzer?

24. Warum wurde die Erstellung
des Gebäudekomplexes im PPP-Ver-
fahren bzw. die Bauüberwachung an
die Firme Drees und Sommer über-
tragen, obwohl bekannt war, dass
diese Firma über kein Schulbauten-
Knowhow verfügt?

Anfrage der PDS Fraktion im
Schulausschuss vom 23.08.2005,

A 746

Die Stadtverordnetenversamm-
lung möge beschließen:
1. Der Magistrat legt der Stadt-
verordnetenversammlung unver-
züglich alle Verträge für die Errich-
tung und den Betrieb des Bildungs-
zentrums Ostend im Verfahren der
Öffentlich Privaten Partnerschaft
vor. Sofern Rechte Dritter davon
berührt sind, kann dies in nicht
öffentlicher Form geschehen.

Begründung:
Wie aus zahlreichen Stellungnah-
men u. a. der Gewerkschaft Erzie-
hung und Wissenschaft hervorgeht
(siehe Anlage), gibt es bei dem im
Verfahren der Öffentlich Privaten
Partnerschaft errichteten Bildungs-
zentrum Ostend erhebliche bauli-
che Mängel, die teilweise die Sicher-
heit der Schülerinnen und Schüler
gefährden oder den störungsfreien
Ablauf des Unterrichts verhindern.
Der Magistrat hat die Stadtverord-
netenversammlung bislang nicht
über die auftretenden Probleme in-
formiert. Statt dessen fährt der Ma-
gistrat fort, das Bildungszentrum
als erfolgreiches Modellprojekt für
die Errichtung und den Umbau
weiterer öffentlicher Gebäude im
Verfahren der Öffentlich Privaten
Partnerschaft zu propagieren. Vor
diesem Hintergrund liegt es in der
Verantwortung aller Stadtverord-
neten, sich ein realistisches Urteil zu
verschaffen. Dies ist nur möglich,
wenn sie die Möglichkeit haben,
die beklagten Mängel anhand der
vom Magistrat geschlossenen Ver-
träge zu bewerten.

Antrag Die Linke.Fraktion
im Römer

Frankfurt am Main, den
16.10.2005

Offenkundige Gefahrenbereiche,
Baumängel, Erschwernis einer ord-
nungsgemäßen Unterrichtsertei-
lung und Kostenbelastungen zu
Ungunsten der Stadt?

Der im PPP-Verfahren neu errich-
tete Gebäudekomplex Bildungs-
zentrum Ostend und die darin in-
tegrierte Berufsschule Bethmann-
schule sind seit drei Monaten in
Betrieb. Eine eingehende Begehung
der Schule und Rückfragen bei
dem dort tätigen Lehrpersonal ha-
ben die nachfolgenden Feststellun-
gen und daraus resultierenden Fra-
gen an den Magistrat ergeben.

Insbesondere angesichts er-
kennbarer Gefahrensituationen für
Schüler und Lehrpersonal fordern
wir eine umgehende Stellungnah-
me des Magistrats zu den hier be-
nannten Fragepunkten:

1. Ist es zutreffend, dass die Flucht-
wege in der Schule, aber auch in den
zugehörigen Bereichen Abendgym-
nasium und VHS, zu eng sind und
im Katastrophenfall keine ausrei-
chende Sicherheit bieten?

2. Ist es zutreffend, dass der
seinerzeit eingebrachte Bauantrag
von einer zu niedrigen Schülerzahl
ausgeht?

3. Ist es zutreffend, dass die
Nottreppen lediglich 1,35 m breit
sind und dass dies für eine Zahl
von rund 750 Schülerinnen und
Schülern allein an der Bethmann-
schule, die über 3 Stockwerke ver-
teilt sind, nicht ausreichend ist?

4. Teilt der Magistrat unsere
Auffassung, dass gehbehinderte
Personen unter diesen Bedingun-

Gedränge im Treppenhaus:  Wenn die Bethmannschüler alle auf einmal aus
den Klassen stürmen, wird es eng im neuen Bildungszentrum.




